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Vorwort von Ralf Schuler
Leiter der Parlamentsredaktion von BILD

Am 15. Juni 2020 erschien in der linksalternativen «tageszei-
tung» (TAZ) ein Beitrag, der empfahl, Polizisten auf Müllhal-
den «unter ihresgleichen» zu entsorgen. Anstelle eines Fazits
hieß es am Schluss des Textes wçrtlich: «Spontan fällt mir nur
eine geeignete Option ein: die Mülldeponie. Nicht als Müll-
menschen mit Schlüsseln zu Häusern, sondern auf der Halde,
wo sie wirklich nur von Abfall umgeben sind. Unter ihresglei-
chen fühlen sie sich bestimmt auch selber am wohlsten.»

Menschen als Müll und Unrat auf einer Deponie, wo die
Gesellschaft ihren Abfall zum Verrotten ablädt. Sogleich brach
ein Sturm der Entrüstung los. Man muss keine Assoziationen
und Bilder von befreiten Konzentrationslagern der National-
sozialisten bemühen, um zu zeigen, dass die «unantastbare
Würde des Menschen», wie das deutsche Grundgesetz es in
Artikel 1 garantiert, hierbei mehr als nur angetastet wird. Sie
wird schlicht aberkannt. Wenn hier nicht ein lupenrein defi-
nierter Hass- und Hetz-Kommentar vorliegt, wann dann?

Doch die Entrüstung rund um diesen in vielfacher Hinsicht
misslungenen Meinungsbeitrag richtete sich weniger gegen
den Kommentar selbst oder die Autorin des Textes, sondern
drehte sich im Gegenteil zu großen Teilen darum, dass und

warum dieser Text mçglich, çffentlich und erlaubt sein müsse
und warum eine angedrohte Strafanzeige des Bundesinnen-
ministers nicht etwa folgerichtig, sondern geradezu ein
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Anschlag auf die Pressefreiheit darstellen würde. Verkehrte
Welt. Verirrte Welt.

Statt auf die Autorin schossen sich erst einmal alle auf den
Bundesinnenminister ein, der sie kritisierte. Wessen hatte er

sich nun schuldig gemacht? Er hatte weder die Redaktion
stürmen oder schließen, noch die Autorin mit Drangsal bele-
gen lassen, sondern sie lediglich einem rechtsstaatlichen Ver-
fahren zur Feststellung unterziehen wollen, ob hier Beleidi-
gung, Hass oder Hetze vorliegen, wenn jemand pauschal alle

Polizisten als Müll bezeichnet.
Die Debatte rund um diesen Fall ist ein Paradebeispiel für

nahezu alle Problemlagen, die im vorliegenden Buch rund
um die Versuche des Gesetzgebers entstehen, Hass und Hetze
juristisch mit Hilfe von Gesetzgebungen zu unterbinden.

Für den Kampf gegen «Hassrede» ist der Vorgang in doppel-
ter Hinsicht interessant: Zum einen hat die mit Web-Links

und Zitaten angereicherte Netz-Debatte über diesen Hass-
Text (Polizisten auf den Müll) meiner Kenntnis nach keiner-
lei Reaktion seitens der Netzwerk-Betreiber wie Twitter und
Facebook ausgelçst. Weder Lçschungen noch Sperrungen
sind bekannt geworden, bei denen auf die «gruppenbezogene

Menschenfeindlichkeit» gegenüber der Polizei Bezug genom-
men worden wäre. Mit anderen Worten: Wer auch immer Re-
gie führt beim Kampf gegen «Hass und Hetze», stieß sich hier
offenbar nicht im Geringsten am offensichtlichen und auch
pauschalen Hass auf die Polizei und der Hetze gegen sie.

Der zweite interessante Aspekt betrifft die Debatte selbst,

die nach gängigem Demokratieverständnis selbstverständlich
geführt werden musste und die für die gesellschaftliche
Selbstvergewisserung von großer Wichtigkeit war. Kurz: Das
ansonsten allgegenwärtige «Anti-Hass-Edikt» wirkte beim taz-
Casus offenkundig aus willkürlichen Gründen nicht. Tatsäch-

lich war es aber auch gut, dass es nicht wirkte, weil solche De-
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batten über Hass und vermeintliche Hetze sonst gar nicht
führbar wären. Wer die Grenzen des Sagbaren diskutieren will,
muss das «Unsägliche» erst einmal aussprechen und zur De-

batte stellen dürfen.
Hinzu kommt auch im taz-Fall das Problem, dass Hass

und Hetze vielfach allzu billig im Schatten konkurrierender
Rechtsstaatsprinzipien wie Presse-, Kunst- und Satirefreiheit
gedeihlich ihr Dasein fristen kçnnen, ohne dass sie als das
benannt werden, was sie tatsächlich sind. Schnell war auch

beim Text «Polizei auf den Müll» das Verteidigungsargument
zur Hand, es habe sich hier um einen satirischen Text gehan-
delt, deswegen sei es kein Hass, sondern Humor. Nur lachte
niemand.

Ich habe mir einmal die Mühe gemacht, die schriftlichen
Urteilsbegründungen in ähnlichen Fällen durchzusehen, die
in der Vergangenheit für aufgebrachte Diskussionen in Me-

dien und Politik gesorgt haben. So durfte die AfD-Politikerin
Alice Weidel laut einem Gerichtsurteil «satirisch» als «Nazi-
schlampe» bezeichnet werden, weil das hohe Gut der Kunst-
und Satirefreiheit juristisch dergestalt wirkt, dass mit maxi-
malem Gutwillen nach inhaltlichen Anknüpfungen der ver-

meintlichen Schmähung an die Person gesucht wird. Das Ge-
richt begründete damals, da Weidels Partei sowohl ge-
schichtsrevisionistische Vorstçße unternommen als auch auf
Geburtenraten von Migranten Bezug genommen habe, sei
eine Überhçhung von «Nazi» (für Nationalsozialist) und

«Schlampe» (umgangssprachlich für Dirne) eine zulässige
Pointierung.

Im Fall der Grünen-Politikerin Renate Künast, die zu-
nächst erfolglos gegen die Beschimpfung etwa als «Drecks-
fotze» durch einen Twitter-Nutzer vorgegangen war, wurde
zum einen die «Pressefreiheit» als Verteidigung der Beleidi-

gung herangezogen, da der Kurznachrichtendienst Twitter
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gewissermaßen als çffentliches Medium gesehen wird. Zum
anderen begründete die Berliner Kammer den Freispruch
des Angeklagten damit, dass in der heutigen Umgangs-

sprache sich der ursprüngliche Sinngehalt von Worten und
Metaphern auflçse und diese lediglich im Sinne einer sehr
starken Ablehnung verwendet würden.

Beide Beispiele zeigen auf, dass man entweder ganz neue
Justiz-Apparate aufbauen müsste, um bei einigermaßen
gleich verteiltem Verfolgungs- und Ermittlungsdruck die

hass- und hetzverdächtige Kommunikation im Netz zeitnah
(inklusive Anhçrungen, Gutachten, Plädoyers etc.) aufar-
beiten zu kçnnen, oder aber jeden privatwirtschaftlichen
«Hass und Hetze»-Kontrolleur vor nahezu unlçsbare Kon-
flikte stellt. Lässt man schon jetzt strafbewehrte Delikte wie

Aufruf zum Mord oder glasklare Beleidigungen einmal au-
ßen vor, so müssten institutionalisierte Sittenwächter der
Internetplattformen wohl mit einer gehçrigen Portion Will-
kür unterwegs sein, um dem landläufigen Verständnis von
aggressionsarmer Kommunikation zu dienen, und sich her-

nach mit Klagen und Verfügungen für Fehllçschungen und
-sperrungen herumschlagen, wenn man vorschnell und
fälschlich Kommentare oder ganze Nutzerprofile als «Hass»
deklariert hatte. Das kann eigentlich niemand wollen.

F F F

Wer kçnnte auch etwas dagegen haben, intensiver gegen

«Hass und Hetze» im Netz und wo auch immer vorzugehen?
Jedem fallen Gelegenheiten ein, bei denen man selbst und an-
dere bçswillig missverstanden oder missinterpretiert wurden,
wo niedere Gesinnung und Gesittung anderen offen Schlech-
tes, Schmerz und Vertreibung an den Hals wünscht oder

durch Kettenbildung wüster Beschimpfungen im Netz Men-
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schen über Tage angefeindet, angegiftet und zur Verzweiflung
getrieben werden. Es kann also nur darum gehen, wie und mit
welchen Mitteln sich eine inhumane Entgrenzung von Kom-

munikation bekämpfen lässt, ohne dass dabei grundlegende
und für die Demokratie lebenswichtige Freiheitsrechte nach-
haltig beschädigt oder zerstçrt werden.

Hass wird gemeinhin als «intensives Gefühl der Ablehnung
und Feindseligkeit» definiert. Bei Hetze oder, wie manche Ge-
setze es formulieren, bei «Anstachelung», kommt noch eine

aktivisch-appellative Komponente hinzu, die der Worther-
kunft aus der Jägersprache («Hetzjagd») entstammt. Ver-
mischt mit Verunglimpfung, Verleumdung oder falschen Fak-
ten bleibt es in jedem Falle eine ungute, bçse, unversçhnliche
Emotionslage. Wir wissen es augenblicklich, wenn wir ihr be-
gegnen. Leicht einzugrenzen sind diese Phänomene dennoch

nicht.
Es beginnt schon damit, dass eine zulässige Meinung durch

die Wahl von Formulierung und Tonlage je nach Gesinnung
des Rezipienten zu Hass und Hetze werden kann. So kann
etwa die Wendung «Grenzen dicht, und alle zurückschicken»
in sozialen Netzwerken als fremdenfeindlicher Hass mit Lç-

schung und Sperrung belegt werden. Wer dagegen von «Be-
grenzung und Steuerung von Migration» spricht, bewegt sich
unzweifelhaft im legalen und legitimen Bereich des Verfas-
sungsbogens, obwohl Grenzschließung und Zurückweisung
damit ebenfalls gemeint sein kçnnen. Ist es also gerechtfer-

tigt, gegen das erste Zitat aufgrund des geringen Abstraktions-
grades und der bildhaften Aufladung der Formulierung vor-
zugehen?

Als der nordrhein-westfälische Ministerpräsident Armin
Laschet (CDU) im Zuge des Corona-Skandals beim Fleisch-
betrieb Tçnnies davon sprach, dass Leiharbeiter aus Rumä-

nien und Bulgarien nach ihrer Rückkehr aus den Heimatlän-
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dern das Virus eingeschleppt hätten, brach ein Sturm der
Entrüstung ob dieser «fremdenfeindlichen Hetze» über ihn
herein. Niemand machte sich die Mühe, die Behauptung

sachlich zu prüfen. Kamen die Arbeiter tatsächlich am Wo-
chenende zuvor aus dem Heimaturlaub zurück? Lässt sich
die Infektionskette nachvollziehen? Damit hätte man La-
schet klar widerlegen kçnnen. Oder beginnen «Hass und
Hetze» bereits bei der Nennung von Tatsachen, die Migran-
ten und Migration in einem ungünstigen Licht erscheinen

lassen?
Da all diese Debatten und Kampagnen sich auch im Netz

abspielen, hängt die Beantwortung dieser Fragen direkt mit
dem Thema dieses Buches und der Frage zusammen, ob und
wann ein Zensor eingreifen kann und soll. Es geht um die
Frage, ob sich die Aufsichts- und Kuratierungspflicht der

Plattform-Betreiber wie YouTube, Facebook oder Twitter auf
einen sehr engen, unumstritten strafrechtlich relevanten Be-
reich kommunikativer Grenzüberschreitungen erstreckt, oder
ob der Denk-Korridor des Zulässigen von beiden Seiten durch
subjektive Leitplanken verengt wird, die auch Missliebiges
und vermeintlich Unzeitgemäßes aussperren. Tendenzen zu

Letzterem sind bei der jetzigen Praxis überdeutlich erkenn-
bar. Immer wieder finden sich unter den Lçschungen bzw.
Sperrungen Postings, etwa aus christlichen Kreisen, die ge-
genläufig zum Mainstream-Diskurs laufen. Ablehnung der
Homo-Ehe, Kritik an der aktuellen Migrationspolitik oder is-

lamkritische Wortmeldungen sind zwar grundsätzlich zuläs-
sig, werden aber offenbar vielfach eliminiert, weil man sie für
dem gesellschaftlichen Klima nicht zuträglich hält. Nur ist ge-
nau das nicht Aufgabe von Hass-und-Hetze-Bekämpfung.
Ganz offensichtlich gehen die Mitarbeiter, die mit der Sich-
tung der Inhalte in meist ausgelagerten Firmen betraut sind,

nach einem weniger juristisch als vielmehr subjektiv basier-
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ten Empfinden von Unrecht, Gut und Bçse aus. Ein vergleich-
barer Eingriff ohne juristische Grundlage in die analoge Pres-
sefreiheit hätte längst zu nationalen Skandalen und Empç-

rung geführt.
Man kann die verschiedenen staatlichen Bemühungen im

Kampf gegen «Hass und Hetze» gar nicht kritisch und skep-
tisch genug begleiten. Der deutsche Rechtsanwalt Joachim
Steinhçfel hat sich unter anderem auf Fälle spezialisiert, bei
denen Meinungsäußerungen im Internet willkürlich und zu

Unrecht gelçscht oder gesperrt wurden. Die von ihm gesam-
melten Fälle1 sind durchaus interessant, weil an den Beispie-
len klar wird, dass entweder kontextlos aufgrund von Schlag-
wortlisten gelçscht wurde oder die Zensoren der Materie, die
sie prüften, intellektuell nicht gewachsen waren. So wurde
beispielsweise die wissenschaftliche Debatte über das Buch

«Hitlers Volksstaat» des Historikers Gçtz Aly gelçscht, ob-
gleich dieses frei zugänglich und vçllig unanstçßig ist. Man
unterband aber auch mehrfach die Verbreitung von offen zu-
gänglichen Texten aus der Schweizer «Weltwoche» bei Face-
book, deren Meinungstendenz vom gängigen Diskurs abwich.

Die Verlockung zum Missbrauch von Meinungsmacht ist

nicht nur bei politischen Instanzen groß, sondern auch bei
privatwirtschaftlichen Administratoren, die das gesetzliche
Mandat von Anti-Hass-Gesetzen als individuelle, ganz subjek-
tive Meinungsmacht ausleben.

Noch heikler wird es, wenn, wie reale Beispiele zeigen, die
vermeintlich «sozialen» Netzwerke ihre Administratoren dazu

nutzen, Freundschaften, Follower und andere Vernetzungen
der Nutzer auf den Plattformen nach eigenen Kriterien zu
trennen (oder neue herzustellen?). Hier bewegen wir uns an
der Grenze zu gesellschaftlichen Milieu- und Meinungsmani-
pulationen, die man sich professionalisiert in falschen Hän-

den gar nicht auszumalen vermag. In den Händen jener, die
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von sich selbst glauben, die «Richtigen» zu sein, allerdings
auch nicht. Wo unsichtbare Administratoren in Freundes-
netzwerke, Meinungsblasen, Informationsketten oder einfach

auch nur in Reichweitenpotenziale leise lenkend eingreifen,
muss jedem wachen Freigeist ganz schwummerig werden.

Die einzig mçgliche Forderung an Plattformbetreiber und
Gesetzgeber kann hier nur lauten: Eingriffsbeschränkung auf
hart und unzweifelhaft juristisch angreifbare Tatbestände
und maximale Transparenz! Sowohl Algorithmen, die Verbrei-

tung und Vernetzung beeinflussen, gehçren offen erklärt, als
auch die Regeln für Moderation, Lçschung und Sperrung in
Netzwerken. Denkbar wäre etwa die Pflicht, jeden Eingriff der
Plattform zu dokumentieren und entweder çffentlich oder zu-

mindest den Betroffenen zugänglich zu machen. Wo gelçscht
oder gesperrt wird, muss ein Link zur Dokumentation des
Vorgangs hinterlegt werden, wo die Begründung, die Rechts-
grundlage und eine Art Rechtsmittelbelehrung für mçglichen
Widerspruch oder Anfechtung hinterlegt ist.

Das macht es für die Plattformen nicht leichter und billiger,

ist für Kommunikation und Informationsaustausch in einer
freiheitlichen Gesellschaft aber unerlässlich.

F F F

Der institutionalisierte Eingriff in die freie Meinungsäußerung
kann und darf in freiheitlichen Demokratien immer nur Aus-
nahme bleiben und muss sich, wenn irgend mçglich, auf

strafrechtlich unzweifelhafte Tatbestände beschränken. Das
ist nicht nur eine Frage der politischen Hygiene, sondern im
Grunde auch eine gesellschaftspolitische Selbstverständlich-
keit. Immer wieder sitzen Politiker, aber auch andere enga-
gierte Vertreter von Medien, Verbänden, aus Kunst und Kultur

dem Missverständnis auf, dass sich anstrengende Zeiten zum
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Besseren wenden, wenn man die eigentlich mündigen Bürger
lediglich mit einer vorgefilterten Auswahl an Fakten, Informa-
tionen und Meinungen konfrontiere. Eine Idee, die, zu Ende

gedacht, in gelenkter Demokratie endet, aber auch ganz
grundsätzlich nicht funktioniert. Die Realität ist immer stär-
ker als medial vermittelte Wunschbilder. Im Gegenteil: Je
deutlicher sich erlebte Wirklichkeit und mediale Widerspiege-
lung unterscheiden, desto gefährlicher steigt der Druck im ge-
sellschaftlichen System und sucht nach einem Ventil, um sich

zu entladen.
Auch die immer wieder direkt oder indirekt bemühte Theo-

rie, wonach Denken und Wirklichkeit sich ändern, wenn man
nur die Sprache ändert, führt in die Irre und allenfalls zu im-
mer enger geführter Sprach-Normierung, wie es die vielerorts
praktizierte Einführung der sogenannten «Gender-Sprache»

gerade eindrücklich beweist. Wo Migration als Problem wahr-
genommen wird, verschärft druckvoll verlangte Kultursensi-
bilität eher noch die Dissonanz zwischen Realität und verord-
netem Schein. Kurz: Um Hass und Hetze zu bekämpfen, ist
politischer Alltagsdialog mit den Menschen und die Lçsung

der realen Probleme viel wichtiger als die Bereinigung des
Diskurses von vermeintlicher Hassrede. Was nicht gesagt
werden soll, wird dennoch gedacht. Gelçschte und gesperrte
Meinungen verschwinden nicht. Ein Menschenbild, welches
davon ausgeht, dass mündige Bürger willenlos und latent an-
fällig seien für die Infektion mit falschen Informationen und

bçsen Gesinnungen, stellt Aufklärung und Humanismus indi-
rekt in Abrede.

Zu guter Letzt sei darauf hingewiesen, welch seltsame Blü-
ten der Kampf gegen Hass und Hetze schon heute treibt. So
drängten unlängst mehr als neunzig Firmen, darunter große
Weltkonzerne wie etwa der Brause-Abfüller Coca-Cola, der

Verbrauchsgüter-Hersteller Unilever oder die Kaffee-Kette
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Starbucks das Netzwerk Facebook durch einen Anzeigen-Boy-
kott, verstärkt gegen Hass und Hetze vorzugehen. Selbst wenn
man lçblichste Absichten unterstellt, sollten die Alarmglo-
cken der Meinungsfreiheit unüberhçrbar schrillen: Wirt-
schaftsunternehmen setzen ihre Finanzkraft ein, um inhalt-
liche Eingriffe in die Kommunikation freier Bürger zu erzwin-
gen?

Der çffentliche Aufschrei blieb aus. Der mediale und politi-
sche Aufschrei auch. Antisemitismus, Kriegstreiberei oder
Kinderpornografie sollten schon jetzt bei Facebook auf dem
Index stehen. Lçschungen, die gewissermaßen von der Indus-
trie erzwungen sind, bieten Stoff für neue Verschwçrungs-
theorien und dienen sicher nicht der Vertrauensbildung. Man
darf gespannt sein, welche politische Agenda die marktmäch-
tigen Konzernlenker als Nächstes umtreibt. Die Verlockung
dürfte wachsen, nicht nur zur Unterdrückung bestimmter In-
halte die merkantilen Hebel anzusetzen, sondern bei passen-
der Gelegenheit womçglich auch proaktiv die Info-Agenda zu
bestimmen. Wir sollten dem von Anfang an wehren.

Berlin, im Juli 2020

Ralf Schuler (geb. 1965) ist Leiter der Parlamentsredaktion
von BILD und hat sich in seinem Buch «Lasst uns Populisten
sein – 10 Thesen für eine neue Streitkultur» (Herder) auch mit
den politischen Folgen der Digitalisierung beschäftigt.
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